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L Ä N D E R B E R I C H T  

 

Die Shanghaier Organisation für 
Zusammenarbeit 

Anti-NATO-Bündnis  oder stabilisie-
render Faktor in Zentralasien? 

Mit Kasachstan übernimmt 2010 erstmals 

ein Land der früheren Sowjetunion den 

Vorsitz in der Organisation für Sicherheit 

und Zusammenarbeit in Europa (OSZE). 

Diese Entscheidung zeugt nicht nur von 

einem ausgesprochenen Vertrauensbe-

weis gegenüber Kasachstan; die Europäi-

sche Union will dem euro-asiatischen Dia-

log mit der Wahl des Landes weiterhin 

neue Impulse geben.  

Im darauffolgenden Jahr 2011 wird Ka-

sachstan den Vorsitz in der Shanghai Coo-

peration Organisation (SCO, zu dt.: 

„Shanghaier Organisation für Zusammen-

arbeit“, SOZ) übernehmen. Dieses seit 

1996 bestehende Bündnis, zu dessen Mit-

gliedern die zentralasiatischen Staaten 

Kasachstan, Usbekistan, Kirgisistan und 

Tadschikistan sowie Russland und die 

Volksrepublik China zählen, wird von eu-

ropäischen und amerikanischen Analysen 

wegen der überwiegend autoritären Re-

gierungen oft als ein gegen die NATO ge-

richtetes Militärbündnis betrachtet.  

Der vorliegende Aufsatz versucht ein kla-

reres Bild der Shanghaier Organisation für 

Zusammenarbeit zu entwerfen und mögli-

che Entwicklungsperspektiven zu disku-

tieren. Es wird konstatiert, dass Einfluss 

und Handlungsspielraum der Organisation 

seit ihrer Entstehung zwar gewachsen 

sind, dass die teils stark variierenden In-

teressen der einzelnen Mitglieder sowohl 

eine effektive Zusammenarbeit unterein-

ander als auch mit westlichen Bündnissen 

hemmen. Um die SOZ langfristig zu stär-

ken und den internationalen Einfluss der 

Organisation zu vergrößern, müssten die 

einzelnen Staaten stärker als bisher ihre 

eigenen Interessen zurückstellen.  

Konzeption und Organisation der SOZ 

Der Zerfall der Sowjetunion 1991 hatte ein 

geopolitisches Machtvakuum in Zentralasien 

entstehen lassen. Mit der Unabhängigkeit 

der vormals sowjetischen Staaten wurden 

die Spannungen um die Grenzverläufe zu 

einer multilateralen Frage. 1996 einigten 

sich China, Russland sowie die drei direkt an 

China grenzenden Republiken Kasachstan, 

Kirgisistan und Tadschikistan auf das 

„Shanghai Agreement on Confidence Buil-

ding in the Military Field in the Border Area“, 

gefolgt von dem „Agreement on Mutual Re-

duction of Military Forces in the Border 

Areas“ 1997. Diese ersten formalen Souve-

ränitätsanerkennungen und Sicherheitsre-

gelungen setzten den Rahmen für die 

Shanghai Five und wurden durch eine Reihe 

bilateraler Abkommen gestützt. 

Mit Aufnahme Usbekistans entwickelte sich 

aus dieser Gruppe schließlich im Juni 2001 

die Shanghaier Organisation für Zusam-

menarbeit. Während das oberste Ziel der 

Shanghai Five noch in der Grenzsicherung 

und der gegenseitigen Anerkennung der 

Souveränität lag, spiegelt die aktuelle Agen-

da der SOZ ein breiteres Aufgabenfeld wider. 
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Die multilaterale Organisation will ihrem ei-

genen Anspruch nach durch Kooperation in 

allen Bereichen regionale Sicherheit, Stabili-

tät und Entwicklung gewährleisten. Allen 

voran steht das gemeinsame Bestreben, 

sich gegen Terrorismus, Extremismus und 

Separatismus in der Region einzusetzen. In 

diesem Zusammenhang will die Staatenge-

meinschaft auch ihre Militärübungen1 ver-

standen wissen – die sie nicht durchführt, 

um sich als einen antiamerikanischen Block 

zu präsentieren, sondern um gegen den in-

ternationalen Terrorismus gewappnet zu 

sein. Henry Plater-Zyberk vom Conflict Stu-

dies Research Centre der britischen Defence 

Academy stellte in seiner Studie heraus, 

dass es den sechs Staaten zumindest zu ei-

nem aktuellen Zeitpunkt nicht möglich sei, 

eine militärische Allianz zu formen. Was ih-

nen für ein solches Vorhaben fehle, sei vor 

allem der politische Wille.2 So unglücklich 

gerade Peking und Moskau mit einer unipo-

laren Welt auch seien, sie sähen Amerika 

nicht als vordergründige Bedrohung. Auch  

stünden der Organisation keine ständigen 

Einsatzkräfte zur Verfügung. Ein niedriger 

Grad an Institutionalisierung sowie ein be-

grenztes Budget ließen derartige Einrich-

tungen nicht zu – wären aber Grundbedin-

gungen für ein Militärbündnis. 

Westliche Beobachter blicken skeptisch auf 

das Staatenbündnis: Anders als die NATO, 

die sich weltweit für Menschenrechte, De-

mokratie und freie Marktwirtschaft einsetzt, 

konzentriert sich das Wirken der SOZ auf 

die gemeinsame Bekämpfung des internati-

onalen Terrorismus. China zieht durch seine 

Minderheitenpolitik weltweit Kritik auf sich, 

doch in der inoffiziell von ihr geleiteten Or-

ganisation ist gerade diese Politik fest ver-

ankert. Da es sich auch bei den vier zent-

ralasiatischen Bündnisstaaten um autoritäre 

Systeme handelt, sollten Begriffe wie „Ter-

rorismus, Extremismus und Separatis-

                                                   

1  Dazu zählen Peace Mission 2005 und 2007, so-

wie die antiterroristische Übung Tien-Shan-2006 

zwischen China und Kasachstan. 

2Plater-Zyberk: “Who’s Afraid of the SCO?” (2007), 

S. 5. 

mus“ kritisch betrachtet werden, da diese 

auch für Zwecke der innenpolitischen Re-

pression instrumentalisiert werden. 

Die Vertreter Russlands und Chinas werden 

nicht müde zu betonen, dass es sich bei der 

SOZ um eine offene Organisation von Staa-

ten mit dem gemeinsamen Interesse an 

Stabilität in Zentralasien handele. Weder 

schotte sie sich von anderen ab, noch richte 

sie sich gegen Dritte. Im Gegenteil, weitere 

Länder oder Institutionen seien willkommen, 

an einem gemeinsamen Dialog teilzuhaben. 

Hierfür wird die am 27. März 2009 abgehal-

tene Afghanistan-Konferenz in Moskau an-

geführt. Unter dem Thema „Gemeinsames 

Vorgehen gegen Drogenhandel und Terro-

rismus in Afghanistan“ fanden sich nicht nur 

Vertreter der SOZ sowie ihrer Beobachter-

staaten zusammen. Zum ersten Mal in der 

Geschichte der Organisation waren auch 

Vertreter der USA, EU und NATO anwesend. 

Die Tagung wurde von allen Beteiligten als 

viel versprechend und äußerst konstruktiv 

beschrieben. Zumal Afghanistan Zentral-

asiens risikoreichster Brennpunkt bleiben 

wird. Die SOZ-Staaten sehen sich durch den 

aus der Region ausgehenden Drogenhandel 

zunehmend bedroht.3 Die 2005 etablierte 

Afghanistan-Kontaktgruppe des Bündnisses 

lanciert, einen Anti-Rauschgiftgürtel um die 

Taliban-Hochburg zu legen. In diesem Zu-

sammenhang könnte eine Zusammenarbeit 

zwischen westlichen und östlichen Einsatz-

kräften denkbar sein. 

Welche Ziele verfolgen die einzelnen Mit-

glieder der SOZ? 

Als Achillesferse der Organisation werden 

die teils deutlich unterschiedlichen Interes-

sen ihrer Mitgliedstaaten betrachtet - Span-

                                                   

3 Mit Drogenhandel finanzieren Terroristen Waf-

fenkäufe und den Ausbau ihrer Netze. Dem konn-

ten Interventionen der NATO-Truppen bisher kei-

nen Einhalt gebieten – im Gegenteil: Laut UN-

Angaben wurden 2008 93 % des weltweit herge-

stellten Heroins und Opiums in Afghanistan produ-

ziert. Besonders auch Russland sieht sich durch 

den Drogenhandel, Konsum und dessen gesell-

schaftlicher Folgen zunehmend bedroht. 
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nungen, die zu mindern sich die SOZ doch 

gerade zur Aufgabe gemacht hat. Besonders 

das chinesisch-russische Nebeneinander war 

und ist durch ein Ringen um die Vormacht-

stellung in Ostasien geprägt. Wie die halb-

amtliche russische Nachrichtenagentur RIA-

Nowosti in einem Beitrag vom 19. Juni 2009 

herausstellte, fallen Pekings und Moskaus 

Interessen auf globaler Ebene in der Regel 

zusammen; auf regionaler Ebene jedoch 

werden beide Akteure immer offensichtli-

cher zu Konkurrenten.4 

China: 

Peking betrachtet die SOZ als einen Mecha-

nismus zur Festigung seiner Präsenz auf 

den zentralasiatischen Märkten und zur 

Ausweitung des Zugangs zu den Energieres-

sourcen. Da die wachsende Volkswirtschaft 

einen Großteil ihrer Erdölimporte durch die 

von Piraterie gefährdete Straße von Malak-

ka5 transportieren muss, investiert die Re-

gierung große Summen in zentral- (und 

süd)asiatische Infrastrukturprojekte, um so 

ihre eigene Ressourcenversorgung zu diver-

sifizieren. Die 2.228 km lange Atasu-

Alashankou-Ölpipeline zwischen Kasachstan 

und China stellt nur ein Beispiel für die in-

tensiven Bemühungen zur Wiederbelebung 

der Seidenstraße dar.  

Die wirtschaftliche Dominanz Chinas in der 

SOZ ist unbestreitbar, so dass China oft wie 

selbstverständlich als Senior Partner der In-

teressengemeinschaft wahrgenommen wird. 

Doch gerade darin sehen Kritiker angesichts 

der keineswegs spannungsfreien russisch-

chinesischen Beziehungen eine deutliche 

Schwäche des Bündnisses. Denn durch ih-

ren Wirtschaftsaufschwung ist die Volksre-

publik in der Lage, den zentralasiatischen 

Partnern attraktive ökonomische Kooperati-

onen und Hilfeleistungen zu bieten. So gab 

                                                   

4 „Russland im Zwiespalt gegenüber China – "Ga-

zeta.Ru" (19.06.2009) abgerufen unter 

http://de.rian.ru/world/20090619/122043868.htm

l am 14.12.2009. 

5 Durch die Straße von Malakka werden traditio-

nell 80 % der chinesischen Ölimporte transportiert. 

Chinas Staatchef Hu Jintao während des 

letzten Gipfels in Jekaterinburg bekannt, 

einen zusätzlichen Kredit über 10 Mrd. Dol-

lar in Zentralasien zu investieren, damit 

auch in den Partnerländern die Nachwirkun-

gen der Finanzkrise schneller überwunden 

werden können. Die Gelder sollen wiederum 

in gemeinsame SOZ-Projekte in den Berei-

chen Infrastruktur, Transport und Energie 

fließen.  

Peking hofft, dass die daraus resultierenden 

Entwicklungsimpulse auch einen positiven 

Effekt auf seine eigenen Westprovinzen ha-

ben werden. Die chinesische Regierung 

vermutet, dass sich uighurische Separatis-

ten vor allem von Kasachstan aus organisie-

ren6 und in die durch Unhabhängigkeitsbe-

strebungen seiner Einwohner gekennzeich-

nete Westprovinz Xinjiang7 einzudringen 

versuchen. Durch die wirtschaftliche Ent-

wicklung abtrünniger Regionen verspricht 

sich die Regierung, separatistischen Bewe-

gungen entgegenzuwirken – auch wenn die 

Ereignisse vom Juli 2009 verdeutlichen, 

dass die Minderheitenproblematik in China 

weitaus komplexer ist. 

Russland: 

Die Ziele, die Russland über die SOZ an-

strebt, ähneln denen Chinas. Das ehemalige 

Zarenreich misst der Kontrolle zentralasiati-

scher Lagerstätten sowie der Transitwege 

                                                   

6 Friedrich: „Islam und Politik in der VR Chi-

na“ (2001); Grimm (2009). 

7 In der Provinz Xinjiang leben laut offiziellen An-

gaben 45 % Uighuren (ethnische Gruppen musli-

mischen Glaubens). In der autonomen Region 

kommt es immer wieder zu Unruhen und Protest-

aktionen, die im Laufe der Zeit an Militanz zuge-

nommen haben. Das Gebiet ist für China wegen 

seiner reichen Ressourcen wichtig. Die Unzufrie-

denheit in der Region ist darauf zurückzuführen, 

dass sich die Bevölkerungsstruktur durch Zuwan-

derung immer mehr zugunsten der Han-Chinesen 

verschiebt, dass die erwähnten ethnischen Grup-

pen an der freien Religionsausübung gehindert 

werden und dass sie systematisch benachteiligt 

und diskriminiert werden.   
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und Absatzmärkte hohe Bedeutung bei. 

Doch mit der bereits erwähnten Inbetrieb-

nahme der Kasachstan-China-Ölpipeline im 

Jahr 2006 und der geplanten Fertigstellung 

der Turkmenistan-China-Gaspipeline 2010 

droht das russische Monopol zu kippen. Bis-

her waren die zentralasiatischen Staaten 

ausschließlich auf das russische Pipelinenetz 

angewiesen, um ihre Ressourcen abzuset-

zen. Russland ist demnach außerordentlich 

bestrebt, sein überregionales Transportmo-

nopol zu konsolidieren. 

Grundsätzliche Probleme bereiten Russland 

außerdem die ökonomischen Ungleichge-

wichte, welche sich im Handel mit China 

herausgebildet haben. Die russischen Ex-

porte bestehen größtenteils aus Rohstoffen, 

Energieträgern und bestenfalls Halbfabrika-

ten. Einzig der Rüstungssektor ist derzeit 

international konkurrenzfähig. China expor-

tiert hingegen zumeist Konsumgüter oder 

andere, technisch hoch entwickelte Produk-

te auf den russischen Markt. Mit dem im 

Gefolge der Weltwirtschaftskrise eingetrete-

nen – womöglich jedoch nur kurzfristigen – 

Fall der Rohstoffpreise droht das russische 

Handelsdefizit mit China weiter zu wachsen. 

Allein 2008 belief sich dieses auf umgerech-

net 13,5 Milliarden Dollar.  

Das starke Wirtschaftswachstum im Reich 

der Mitte wird von Russland und den ande-

ren zentralasiatischen Staaten nicht ohne 

Argwohn verfolgt. Während die Volksrepu-

blik immer nachdrücklicher auf die Errich-

tung einer interregionalen Freihandelszone 

drängt, schloss sich Russland bereits 2004 

der Eurasian Economic Community (Eura-

sEC) an. Die Organisation, zu deren Mitglie-

dern neben Russland und den zentralasiati-

schen SOZ–Staaten auch Weißrussland 

zählt, verfügt bereits über eine Freihandels-

zone und arbeitet aktuell an der Etablierung 

einer Zollunion.8  

Durch weitere intergouvermentale Organi-

sationen und bilaterale Abkommen sowie 

den Bau neuer Pipelines und Kauf von För-

                                                   

8 Oldberg: „The Shanghai Cooperation Organisa-

tion: Powerhouse or Paper Tiger?” (2007), S. 28. 

derrechten versucht Russland, die postsow-

jetischen Staaten dauerhaft an sich zu bin-

den. Sein Trumpf liegt vor allem in militäri-

scher sowie politischer Kooperation. In der 

Organisation des Vertrags über kollektive 

Sicherheit (CSTO)9 beispielsweise bietet 

Russland allen weiteren Mitgliedern umfang-

reiche Sicherheitsgarantien.  

Kasachstan, Usbekistan, Kirgisistan und Ta-

dschikistan: 

Die zentralasiatischen Mitgliedstaaten ak-

kumulieren laut der 2008 erschienenen BP-

Energiestudie 21,4 % der weltweit ge-

schätzten Erdöl- und 45 % aller natürlichen 

Gasvorkommen.10 Ihr Ressourcenreichtum 

macht sie für eine Vielzahl internationaler 

Akteure interessant. Neben den USA und 

der EU bekunden auch Anrainerstaaten wie 

eben China und Russland, aber auch Indien, 

Iran, Pakistan, Saudi-Arabien oder die Tür-

kei ihr Interesse an Zentralasien. Dabei 

spielen sowohl wirtschaftliche als auch 

machtpolitische Aspekte eine wichtige Rolle.  

Sie haben ein reges Interesse daran, den 

Einfluss der Großmächte auszubalancieren. 

Neben sich überschneidenden Einflusssphä-

ren der ehemaligen Hegemonialmacht Russ-

lands und der expandierenden Wirtschafts-

macht Chinas spielen Interessendivergen-

zen zwischen den beiden asiatischen Groß-

mächten und westlichen Mächten auf der 

anderen Seite eine wichtige Rolle. Diese so-

genannte „Multi-Vektoren-Politik“ lässt sich 

am prägnantesten am Beispiel Usbekistans 

verdeutlichen:  

Der bevölkerungsreichste Staat unter den 

zentralasiatischen SOZ-Mitgliedern besitzt 

weder eine gemeinsame Grenze mit China 

noch mit Russland. Die usbekische Außen-

                                                   

9 Den Mitgliedern der OVKS gehören Armenien, 

Kaschstan, Kirgisistan, Russland, Tadschikistan, 

Weißrussland und Usbekistan. Aserbaidschan und 

Georgien waren Vertragspartner des VKS, haben 

diesen aber nach seinem Auslaufen im Jahr 1999 

nicht verlängert. 

10 „BP Statistical Review of Word Energy”, 2008.  
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politik pendelte in der Vergangenheit deut-

lich zwischen Ost und West: Bereits Mitte 

der 1990er Jahre begann sich der noch sehr 

junge Staat von seinen engen Banden zu 

Russland zu lösen.11 1999 verzichtete Usbe-

kistan auf eine Verlängerung der Verträge 

der von Russland geleiteten CSTO (die sich 

zu jenem Zeitpunkt noch CST nannte) und 

wurde stattdessen Mitglied in eher westlich 

ausgerichteten Bündnissen.12 Nach den Er-

eignissen des 11. September 2001 erfolgte 

wiederum eine Kehrtwende der usbekischen 

Außenpolitik, indem es sich 2001 für eine 

Mitgliedschaft in der SOZ entschied. Durch 

die neu gewonnene Zugehörigkeit erhoffte 

sich das Land, das im Süden an Afghanistan 

grenzt, mehr regionale Stabilität und dabei 

vor allem die Unterstützung durch seine 

Nachbarn. Im gleichen Jahr ließ Usbekistan 

aber auch die NATO Militärbasen auf seinem 

Staatsgebiet errichten und schloss einen 

Vertrag über strategische Partnerschaft mit 

den USA.13 Nach dem Massaker von Andi-

schan14 reagierte der an Moskau orientierte 

neue Außenminister Elijor Ganijew auf die 

scharfe Kritik des Westens mit einer Ab-

zugsfrist. Bis Ende 2005, so forderte er – 

und konnte sich dabei der Rückendeckung 

der SOZ-Staaten gewiss sein – sollten die 

                                                   

11 Den postsowjetischen Ländern ist gemein, dass 

sie gleich in mehreren Aspekten stark an Russland 

orientiert sind. So führt beispielsweise der Bil-

dungsweg politischer Eliten traditionell in die ehe-

malige Sowjetunion und auch Russisch ist nach 

wie vor wichtige Verkehrssprache. 

12  Explizit gemeint ist damit die GUUAM oder 

GUAM (nach dem Ausscheiden Usbekistans), die 

spätestens seit 2004 aber nur noch wenig prakti-

schen Nutzen hat. Zu seinen Mitgliedern zählen 

die Ukraine, Moldawien, Georgien und Aserbai-

dschan. 1997 gegründet, fokussiert das Bündnis 

politisch, strategische Wirtschaftskooperationen. 

Usbekistan wurde 1999 Mitglied, lässt seine Mit-

gliedschaft aber gegenwärtig ruhen. 

13 Oldberg: „The Shanghai Cooperation Organisa-

tion: Powerhouse or Paper Tiger?” (2007), S. 36. 

14 Laut westlichen Angaben fanden bei dem Mas-

saker am 13. Mai 2005 über 500 Menschen den 

Tod. 

amerikanischen Truppen das Land verlassen 

haben.15 Auch  Kirgisistan folgte zunächst 

der SOZ-Deklaration, die die NATO zum Ab-

zug aufforderte, ließ sich schließlich aber 

doch von einem höheren Pachtbetrag für 

seine Luftstützpunkte überzeugen.  

Die Organisation bietet den zentralasiati-

schen Staaten folglich ein Forum, in dem sie 

mit China und Russland – beide verfügen 

über einen ständigen Sitz im UN-

Sicherheitsrat, beide sind Atommächte – 

zwei einflussreiche Partner an ihrer Seite 

wissen. Ihre Mitgliedschaft hindert sie ande-

rerseits nicht daran, bilaterale  Beziehungen 

zu Amerika oder Europa auszubauen. Im 

Gegenteil, sie nutzen ihre Position aktiv, um 

den Einfluss ihrer asiatischen Verbündeten 

untereinander genauso wie gegenüber 

westlichen Interessen auszubalancieren. Da 

keines der vier Länder auf eine mehr als 20-

jährige Geschichte zurückblicken kann, bie-

tet ihnen das Bündnis die Chance einer in-

ternationalen Aufwertung ihrer eigenen 

strategischen Position – plötzlich hat ihre 

Meinung weltpolitisches Gewicht. Und ob-

wohl sie die finanzielle Unterstützung ihrer 

mächtigen Nachbarn gerne entgegenneh-

men, sind sie sich gleichwohl der Gefahr 

bewusst, in ein nicht mehr ausgleichbares 

Abhängigkeitsverhältnis besonders gegen-

über China zu geraten. 

Ferner vertreten die Staaten Zentralasiens 

keineswegs deckungsgleiche Interessen. 

Ähnlich dem russisch-chinesischen Beispiel 

herrschen auch auf der Mikroebene der SOZ 

Spannungen. Besonders Kasachstan und 

Usbekistan, die sich gegenüber ihren kleine-

ren Nachbarn Kirgisistan und Tadschikistan 

überlegen fühlen, streben nach mehr Ein-

fluss unter den zentralasiatischen Staaten.  

Aus dem oben erwähnten Beispiel um den 

Abzug der NATO-Truppen wird deutlich, 

dass die individuellen Interessen der Mit-

gliedsstaaten nicht immer mit der offiziellen 

Linie der SOZ übereinstimmen, letztlich e-

                                                   

15  Brach-von Grumppenberg: „Sowjetische Hin-

terlassenschaft und russische Sicherheitspolitik in 

Zentralasien“ (2006). 
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her finanzielle Anreize den gewichtenden 

Faktor ausmachen. 

Ist eine Erweiterung der Organisation ab-

zusehen? 

Eine Erweiterung der Organisation ist in na-

her Zukunft nicht abzusehen, auch wenn in 

der Vergangenheit weitere Länder Zentral-

asiens und angrenzende Mächte ihr Interes-

se an einer Mitgliedschaft bekundet haben. 

Seit 2004 besitzen die Mongolei, Indien, Pa-

kistan und seit 2005 auch der Iran Beob-

achterstatus. Während die Aufnahme der 

Mongolei noch als unbedenklich gilt, bräch-

ten die anderen drei Länder bei einer Voll-

mitgliedschaft eine Reihe ungelöster Kon-

flikte in die Organisation ein. 

Indien und Pakistan haben bislang keine 

endgültige Lösung in der Kaschmir-Frage 

gefunden. Dies könnte zu erheblichen 

Spannungen innerhalb der Organisation 

selbst führen, zumal sich einige der bisheri-

gen Mitglieder, allen voran China und Russ-

land, gezwungen sehen könnten, Position zu 

beziehen. Dabei pflegt Russland generell 

bessere Beziehungen zu Indien, China zu 

Pakistan.   

Gleiches gilt für den Iran; die SOZ kann 

kein Interesse daran haben, in den Konflikt 

um dessen Atomprogramm hineingezogen 

zu werden.  

Es bleibt jedoch der Eindruck, dass eine 

mögliche Vergrößerung und deren Auswir-

kungen unter westlichen Beobachtern ve-

hementer diskutiert werden als unter den 

SOZ-Staaten selbst. Dabei ist die Aufnahme 

neuer Vollmitglieder durch das seit 2006 

wirksame Moratorium im Moment ausge-

schlossen.16 Lediglich Sri Lanka und Weiß-

russland erhielten auf dem Gipfel in Jekate-

rinburg den Status von Dialogpartnern.17 Es 

                                                   

16 Becker: „SOZ-Staaten wollen gemeinsam ge-

gen die Wirtschaftskrise vorgehen” (2009). 

17  Laut den Bestimmungen der SOZ können Dia-

logpartner entsprechend ihren Interessenschwer-

punkten gezielt an Projekten teilnehmen. Sie sind 

berechtigt, an öffentlichen Sitzungen des Rates 

ist davon auszugehen, dass sich die Organi-

sation der Gefahren, die von einer zukünfti-

gen Erweiterung ausgehen, wohl bewusst ist 

und nicht darauf bedacht sein dürfte, ihre 

eigene Position zu schwächen. 

Auswirkungen auf die Politik westlicher 

Staaten  

Nach chinesischer Einschätzung hängt der 

Erfolg der SOZ von drei Faktoren ab: Ge-

meinsame Interessen, gemeinsame Normen 

im Bereich der internationalen Beziehungen 

und dem schrittweisen Herangehen an Prob-

leme.18 Die „gemeinsamen Normen“ bezie-

hen sich in erster Linie auf gegenseitigen 

Respekt der Souveränität und territoriale 

Integrität sowie Nichteinmischung in innere 

Angelegenheiten. Während westliche Staa-

ten ihr Engagement in Zentralasien von 

Fortschritten bei der Demokratisierung und 

der Etablierung von Marktwirtschaften ab-

hängig machen, berücksichtigen weder Chi-

na noch Russland bei ihren Investitionen 

derartige Kriterien und bewahren sich da-

durch einen komparativen Vorteil. Dies wird 

deutlich bei der von der EU 2007 geschlos-

senen Energiepartnerschaft im Rahmen ih-

rer Strategie für eine Neue Partnerschaft 

mit Zentralasien. Auf Grundlage wirtschaft-

licher und (geo-)politischer Rahmenbedin-

gungen ist der tatsächliche Spielraum der 

EU in dieser von Russland und China bereits 

stark eingenommenen Region gering.19 Die 

konditionale, jedoch anreizarme europäi-

sche Politik überschneidet sich nicht mit den 

Erwartungen auf zentralasiatischer Seite 

(milliardenschwere Investitionen und politi-

sche Neutralität); ihre Ambitionen werden 

mit unzureichenden finanziellen Mitteln un-

termauert, so dass sich kein Anreiz zur ver-

bindlichen Kooperation entwickeln kann. Al-

                                                                

der Außenminister sowie an relevanten Konferen-

zen der Minister oder Behördenleiter der Mitglieds-

länder teilzunehmen. 

18 Wacker: „Die Shanghaier Organisation für Zu-

sammenarbeit“ (2001), S. 30. 

19  Azarch, Luba “Zentralasien und die EU: Aus-
sichten einer Energiepartnerschaft” (2009). 
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lerdings erhöht das europäische Engage-

ment den Wettbewerb um Ressourcen sowie 

Zentralasiens strategische, geopolitische 

und ökonomische Bedeutung. Der Weg zu 

zentralasiatischen Energieressourcen wird 

für die EU folglich auch in Zukunft überwie-

gend über Russland führen.  

Schlussfolgerungen 

Die  Analyse der Shanghaier Organisation 

für Zusammenarbeit hat gezeigt, dass sie 

gegenwärtig weder über die Absicht noch 

über das Potenzial zur Herausbildung eines 

schlagkräftigen und gegen die westlichen 

Staaten gerichteten militärischen Blocks 

verfügt. Dagegen sprechen die sehr unter-

schiedlichen Interessen ihrer Mitglieder. Die 

Ambitionen der beiden Hauptakteure zum 

Ausbau der SOZ zu einem möglichen Ener-

giekartell (Russland) oder zu einer zentral-

asiatischen Freihandelszone (China) auszu-

bauen, erscheinen gegenwärtig eher illuso-

risch.  

Die  Staatengemeinschaft muss sich viel-

mehr darüber klar werden, in wie weit sie 

ihre Zusammenarbeit verstärken möchte. 

Eine zunehmende Institutionalisierung wür-

de für die einzelnen Mitgliedstaaten zu-

nächst den Verzicht auf ein flexibles Agieren 

und kurzfristige Gewinne bedeuten. Ob sie 

sich hierauf einlassen, bleibt abzuwarten.  

Eine genauere Definition ihrer Ziele würde 

der Organisation zu mehr Effizienz und 

Transparenz verhelfen – ein Aspekt, der be-

sonders im Interesse der internationalen 

Gemeinschaft läge. Offensichtliches Poten-

zial könnte in ihrer zunehmenden Rolle als 

Vermittlungsforum liegen. Wie sich bei der 

Afghanistan-Konferenz 2009 in Moskau ge-

zeigt hat, ist das Bündnis wohl in der Lage, 

auch in Krisenzeiten Vertreter westlicher 

Staaten bzw. Organisationen mit dem irani-

schen Regierungschef an einen Tisch zu ho-

len.  

Langfristig bleiben allerdings unterschiedli-

che Auffassungen über moralische Grund-

werte (vor allem Demokratie und Men-

schenrechte) ein gravierendes Hindernis für 

eine engere Kooperation der westlichen 

Staaten mit den Ländern der SOZ. Es bleibt 

zu hoffen, dass die SOZ nach innen wie 

nach außen gemäß des „Geistes von 

Shanghai“20 kompromissbereit und verant-

wortungsvoll agieren wird.  

                                                   

20 Als „Geist von Shanghai“ werden friedliche 

Nachbarschaftsbeziehungen, Vertrauen, gemein-

samer Wohlstand,  Achtung der staatlichen Souve-

ränität und strikte Nichteinmischung in interne 

Angelegenheiten propagiert. 
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